
 

 

 

 

 

 

 

 

BEKANNTMACHUNG 

 

 

52. Nachtrag zur Satzung der BKK Public  

i. d. F. ab 01.05.2004 

 

 
Das Niedersächsische Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung in Han-

nover hat den vom Verwaltungsrat der BKK Public in seiner Sitzung am 09.12.2019  

beschlossenen 52. Nachtrag zur Satzung der BKK Public i. d. F. ab 01.05.2004 mit 

Bescheid vom 20.12.2019 genehmigt.  

 

Der Nachtrag wird gemäß § 19 Abs. 1 der Satzung der BKK Public auf der Internetseite 

www.bkk-public.de bekannt gemacht.  

 

 

 

Salzgitter, 20.12.2019 



 

52. Nachtrag zur Satzung i. d. F. ab 01.05.2004 (beschlossen am 25.02.2004, ge-

nehmigt am 05.04.2004) 

 

 

Der Verwaltungsrat der BKK Public hat am 09.12.2019 den 52. Nachtrag zur Kassensat-

zung beschlossen. 

 

 

Artikel I Änderung der Satzung  

 

In § 18 wird ersetzt „Landesverband der Betriebskrankenkassen Niedersachsen-Bremen“ 

durch „BKK Landesverband Mitte“. 

 

 

Artikel II Änderung der Anlage zu § 2 der Satzung  

 

Die Entschädigungsregelung erhält die folgende Fassung 

 

Entschädigungsregelung für die Mitglieder des Verwaltungsrats der BKK Public und sei-

ner Ausschüsse 

 

Die Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane haben auf der Grundlage des § 41 SGB IV 

bei der Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit neben dem Ersatz des tatsächlich 

entgangenen regelmäßigen Bruttoarbeitsverdienstes Anspruch auf folgende Entschädi-

gung: 

 

I. Tagegeld  

 

1. Tagegeld wird in der jeweils für den Vorstand geltenden Höhe gezahlt.  

 

2. Wird von Amts wegen unentgeltlich Verpflegung gewährt, so wird das Tagegeld für 

das Frühstück um 20 v. H. für das Mittag- und das Abendessen um je 40 v. H. des 

vollen Tagesgeldes gekürzt.  

 

3. Abweichend von der Regelung des I.2. können bei Sitzungen der Selbstverwal-

tungsorgane und ihrer Ausschüsse den Gremienmitgliedern auf Kosten des Sozial-

versicherungsträgers generell kostenlos Getränke sowie ein kleiner Imbiss zur Ver-

fügung gestellt werden. Die Kosten hierfür dürfen 80 v.H. der Verpflegungspau-

schale für eintägige Reisen mit mehr als 8 Stunden gemäß § 9 Absatz 4a des EStG 

nicht übersteigen.  

 

II. Übernachtungsgeld  

 

1. Übernachtungsgeld wird in der jeweils für den Vorstand geltenden Höhe gezahlt.  

 

2. Höhere Übernachtungskosten werden erstattet, soweit sie notwendig sind.  

 

3. In den in § 7 Abs. 2 BRKG genannten Fällen wird kein Übernachtungsgeld gezahlt.  

 

III. Unterkunfts- und Verpflegungskosten für Kraftfahrer  

 

Soweit die Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane in ihrer Eigenschaft als Organmitglie-

der einen Personenkraftwagen benutzen und hierbei eine/n berufsmäßige/n Kraftfahrer/in 

in Anspruch nehmen oder wegen körperlicher Behinderung nicht selbst fahren können, 

wird für die/den Fahrer/in Tage- und Übernachtungsgeld nach Maßgabe der Abschnitte I. 

und II. gezahlt.  

 



 

IV. Fahrtkosten  

 

Es werden die tatsächlich entstandenen notwendigen Fahrtkosten erstattet.  

 

1. Kilometergeld  

 

 Die Nutzungskosten eines Kraftwagens werden durch eine Wegstreckenentschädigung 

nach § 5 Abs. 2 BRKG abgegolten (z. Z. 0,30 €/km)  

 

2. Flugkosten  

 

 Hin- und Rückflugkarte.  

 

 Bei Flügen sollen grundsätzlich die Kosten für die Benutzung der niedrigsten Flugklas-

se als erforderliche Aufwendungen angesehen werden.  

 

3. Bahnkarten  

 

 a) Fahrscheine bis zur Höhe der Kosten der 1. Klasse  

 b) Aufpreise und Zuschläge für Züge  

 c) Reservierungsentgelte  

 d) Bettkarten oder Liegeplatzzuschläge.  

 

4. Kosten für Fahrten vom und zum Bahnhof bzw. Flugplatz sowie sonstige Kosten  

 

 a) öffentlicher Nahverkehr  

 b) Zubringer zum Flugplatz  

 c) Taxi  

 d) Gepäckkosten - Gepäckaufbewahrung  

 e) Post- und Telekommunikationskosten  

 f) Parkplatz- und Garagenkosten  

 g) sonstige Kosten, die im Zusammenhang mit der Reise entstanden sind.  

 

V. Pauschbeträge für Zeitaufwand  

 

1. Für Sitzungen werden an jedes Mitglied der Selbstverwaltungsorgane unabhängig von 

der Sitzungsdauer 75 Euro je Sitzungstag erstattet.  

 

2. Der/die Vorsitzende und der/die alternierende Vorsitzende des Verwaltungsrates erhal-

ten für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben außerhalb von Sitzungen einen monatlichen 

Pauschbetrag für Zeitaufwand in Höhe von 75 Euro. 

 

3. Anderen Organmitgliedern kann ein Pauschbetrag für Zeitaufwand für ihre Tätigkeit 

außerhalb von Sitzungen ausnahmsweise dann gewährt werden, wenn im Einzelfall 

eine außergewöhnliche Inanspruchnahme des Organmitglieds aufgrund eines besonde-

ren Auftrags vorliegt. Das gilt nicht für die Wahrnehmung repräsentativer Interessen. 

In Betracht kommt für diese Fälle die Gewährung eines Pauschbetrages für Sitzungen 

oder eines Bruchteils hiervon.  

 

Hinweis: Pauschbeträge für Zeitaufwand sind steuerpflichtig. 

 

 



 

Artikel II  Inkrafttreten 

 

Der Nachtrag zur Kassensatzung tritt am 01.01.2020 in Kraft. 


